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Beschlüsse des Ausschusses für den Lastenausgleich 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes und des Feststellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. An § 4 wird nach einem Komma folgende 
Nr. 10 angefügt: 

„10. Darlehen, die auf Grund des § 46 
Abs. 2 des Bundesvertriebenenge- 
setzes in den Jahren 1953 bis 1957 
zur verstärkten Förderung der 
Flüchtlingssiedlung gewährt wer- 
den." 

2. An § 7 wird nach einem Semikolon fol- 
gender Fialbsatz angefügt: 

„die Zinsen sowie die Kosten der Kre- 
ditaufnahme hat der Ausgleichsfonds 
zu tragen." 

3. An § 8 Abs. 1 werden nach einem Komma 
folgende Nr. 18 und 19 angefügt: 

„18. das Gesetz über die Angelegenhei- 
ten der Vertriebenen und Flücht- 
linge vom 19. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201) 

als Bundesvertriebenengesetz; 

19. das Gesetz über die Stundung von 
Soforthilfeabgabe und über Teue- 
rungszuschläge zur Unterhaltshilfe 
vom 4. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 934) 
als Soforthilfeanpassungsgesetz." 

4. § 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Spareinlagen im Sinne des § 22 
des Gesetzes über das Kreditwesen 


vom 25. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1955) einschließlich 
der Postspareinlagen, soweit die 
Spareinlagen nicht erst nach dem 
Zeitpunkt der Einführung der 
Deutschen Mark durch Gutschrift 
auf Grund von Bareinzahlungen 
begründet worden sind, sowie ein- 
schließlich der Bausparguthaben," 

b) Nr. 2 wird durch Anfügung folgender 
Worte ergänzt: 

„ohne Rücksicht darauf, ob im 
Einzelfall an die Stelle der Aus- 
gabe einer Schuldverschreibung die 
Eintragung in ein Schuldbuch ge- 
treten ist," 

c) Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Schuldverschreibungen und ver- 
zinsliche Schatzanweisungen des 
Reichs und der Länder, der Reichs- 
bahn und der Reichspost, der Ge- 
meinden und der Gemeindever- 
bände einschließlich der Schuld- 
buchforderungen und der An- 
sprüche auf Vorzugsrente," 

5. In § 40 Abs. 1 Satz 2 werden hinter den 
Worten „im Verhältnis zu dem unmittel- 
bar Geschädigten" die Worte eingefügt 
„oder im Falle einer Nacherbfolge zu dem 
vor dem Schadensereignis verstorbenen 
Erblasser". 

6. In § 53 erhält Absatz 2 Nr. 4 folgende 
Fassung: 

„4. Die Ermäßigung ist vorbehaltlich 
des letzten Satzes der Nr. 5 b und 
vorbehaltlich des § 53 a nur zu 
gewähren bei Zahlungen auf eine 
Abgabeschuld, die in der Person 
des Antragstellers am 21. Juni 
1948 entstanden ist." 
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7. Hinter § 53 wird folgender § 53 a einge- 
fügt: 


„§ 53 a 


Familienermäßigung für Heimkehrer 

(1) Die Familienermäßigung ist auch 
Heimkehrern zu gewähren, die im Zu- 
sammenhang mit einer nach dem 
20. Juni 1948 im Wege vorweggenom- 
mener Erbfolge stattgefundenen Veräu- 
ßerung von Vermögen die Vermögens- 
abgabeschuld (Vierteljahrsbeträge) des 
abgabepflichtigen Veräußerers mit Ge- 
nehmigung des Finanzamts nach § 61 
Abs. 3 in Verbindung mit § 60 ganz 
oder teilweise übernommen haben oder 
übernehmen, wenn 


1. die Veräußerung des Vermögens 
spätestens zwölf Monate nach der 
Rückkehr des Heimkehrers stattge- 
funden hat oder stattfindet und 


2. anzunehmen ist, daß die Veräuße- 
rung des Vermögens bereits vor dem 
21. Juni 1948 stattgefunden hätte, 
wenn der Heimkehrer zu dieser Zeit 
im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) an- 
wesend gewesen wäre. 

(2) Als Heimkehrer gilt, wer die 
Voraussetzungen der §§ 1 und 1 a des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung und Ände- 
rung des Heimkehrergesetzes vom 
30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875, 994) erfüllt. Als Zeitpunkt der 
Rückkehr ist der Zeitpunkt anzuneh- 
men, zu dem der Heimkehrer im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) Aufenthalt genommen 
hat oder nimmt." 


8. In § 206 wird die bisherige Nr. 2 durdi 
die folgenden Nr. 2 und 3 ersetzt; 

„2. Die Kreditgewinnabgabe ist mit 
dem Nennbetrag abzuziehen, der 
sich für den gewerblichen Betrieb 
nach der auf Grund des § 181 ab- 
gegebenen Erklärung ergibt. Be- 
richtigungen bereits abgegebener 
Erklärungen sind nur zu berück- 
sichtigen, wenn sie bis zum 31. Ok- 
tober 1953 dem Finanzamt zu- 
gehen. 


3. Statt der Hypothekengewinnab- 
gabe sind bei gewerblichen Betrie- 
ben, die der Kreditgewinnabgabe 
nicht unterliegen, die Umstellungs- 
grundschulden mit ihrem jeweili- 
gen Wert im Feststellungszeitpunkt 
abzuziehen; dabei sind bean- 
tragte Minderungen nach § 3 a 
des Hypothekensicherungsgesetzes 
auch dann zu berücksichtigen, 
wenn ein Verzicht infolge des 
Erlöschens der Umstellungsgrund- 
schuldcn nicht mehr ausgespro- 
chen werden kann. In den Fällen, 
in denen sich die Höhe der Hy- 
pothekengewinnabgabe nach §101 
Abs. 1 bestimmt, ist der Gesamt- 
betrag der Leistungen abzugsfähig, 
die auf Grund der Umstellungs- 
grundschulden nach dem Feststel- 
lungszeitpunkt tatsächlich entrich- 
tet worden sind; das gilt auch, so- 
weit es sich um Zinsen gehandelt 
hat. In den Fällen, in denen nach 
dem Hypothekensicherungsgesetz 
keineUmstellungsgrundschuld ent- 
standen war, gleichwohl aber eine 
Hypothekengewinnabgabe ent- 
steht, ist die Hypothekengewinn- 
abgabe mit dem Nennbetrag ab- 
zuziehen, der sich nach einer auf 
Grund des § 124 abgegebenen Er- 
klärung ergibt. Berichtigungen be- 
reits abgegebener Erklärungen 
sind nur zu berücksichtigen, wenn 
sie bis zum 31. Oktober 1953 dem 
Finanzamt oder der beauftragten 
Stelle zugehen.“ 

9. In § 208 

a) werden in Nr. 1 die Worte „in Nr. 2 
und 3“ ersetzt durch die Worte „in 
Nr. 2 bis 4“; 

b) wird die bisherige Nr. 2 durch die fol- 
genden Nr. 2 und 3 ersetzt; 

„2. Soweit die Kreditgewinnabgabe 
nicht mit einem gewerblichen Be- 
trieb in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang Steht, ist sie beim Ge- 
samtvermögen oder Inlandsver- 
mögen mit dem Nennbetrag abzu- 
ziehen, der sich nach der auf 
Grund des § 181 abgegebenen Er- 
klärung ergibt. Berichtigungen be- 
reits abgegebener Erklärungen sind 
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nur zu berücksichtigen, wenn sie 
bis zum 31. Oktober 1953 dem 
Finanzamt zugehen. 

3. Statt der Flypothekengewinnab- 
gäbe sind beim Gesamtvermogen 
oder InlandsverniÖgen die Umstel- 
lungsgrundschulden mit ihrem je- 
weiligen Wert abzuziehen; dabei 
sind beantragte Minderungen nach 
§ 3 a des Flypothekensicherungs- 
gesetzes audi dann zu berück- 
sichtigen, wenn ein Verzicht in- 
folge des Erlöschens der Um- 
stellungsgrundschulden nicht mehr 
ausgesprochen werden kann. In 
den Fällen, in denen sich die Flöhe 
der Flypothekengewinnabgabe nach 
§ 101 Abs. 1 bestimmt, ist der 
Gesamtbetrag der Leistungen ab- 
zugsfähig, die auf Grund der Um- 
stellungsgrundschulden nach dem 
Veranlagungszeitpunkt tatsächlich 
entrichtet worden sind; das gilt 
auch, soweit es sich um Zinsen ge- 
handelt hat. In den Fällen, in 
denen nach dem Flypothekensiche- 
rungsgesetz keine Umstellungs- 
grundschuld entstanden war, 
gleichwohl aber eine Flypotheken- 
gewinnabgabe entsteht, ist die 
Flypothekengewinnabgabe mit 
dem Nennbetrag abzuziehen, der 
sich nach einer auf Grund des 
§ 124 abgegebenen Erklärung er- 
gibt. Berichtigungen bereits abge- 
gebener Erklärungen sind nur zu 
berücksichtigen, wenn sie bis zum 
31. Oktober 1953 dem Finanzamt 
oder der beauftragten Stelle zu- 
gehen.“; 

c) erhält die bisherige Nr. 3 die Nr. 4. 

10. In § 210 erhält Nr. 2 Satz 2 die folgende 
Fassung: 

„Soweit bei der Einheits Wertfeststellung 
gewerblicher Betriebe nach § 206 Nr. 2 
und 3 oder bei der Ermittlung des Ge- 
samtvermögens oder des Inlandsver- 
mögens nach § 208 Nr. 2 und 3 Beträge 
als Kreditgewinnabgabe und als Hypo- 
thekengewinnabgabe abgezogen wor- 
den sind, sind sie für die Zwecke der 
Vermögensabgabe dem Einheitswert 
oder dem. Vermögen wieder hinzuzu- 
rechnen.“ 


11. ln § 213 erhält Absatz 2 die folgende Fas- 
sung: 

„(2) Statt der Hypothekengewinn- 
abgabe in Berlin (West) sind bei ge- 
werblichen Betrieben, die der Kredit- 
gewinnabgabe nicht unterliegen, die 
Aufbaugrundschulden im Sinne des 
Berliner Grundpfandrechtumstellungs- 
gesetzes abzuziehen, die zum Betriebs- 
vermögen in Berlin (West) gehören. 
In den Fällen, in denen sich die Höhe 
der Hypothekengewinnabgabe nach 
§ 145 bestimmt, sind 20 vom Hundert 
des Betrags der Reichsmarkverbindlich- 
keit abzuziehen. In den Fällen, in 
denen nach dem Berliner Grundpfand- 
rechtumstellungsgesetz keine Aufbau- 
grundschuld entstanden war, gleichwohl 
aber eine Hypothekengewinnabgabe 
entsteht, ist die Hypothekengewinnab- 
gabe mit ihrem Nennbetrag abzu- 
ziehen.“ 

12. In § 214 wird ersetzt: 

a) in Satz 1 die Zahl „1951“ durch die 
Zahl „1952“; 

b) die bisherige Nr. 2 durch die folgenden 
Nr. 2 und 3: 

„2. Vom Vermögen in Berlin (West) ist 
nur für das Kalenderjahr 1952 ein 
Betrag in Höhe von 35 vom Hun- 
dert des auf den 1. April 1949 er- 
mittelten Vermögens in Berlin 
(West) (§§ 80 bis 82) abzuziehen. 

3. Statt der Hypothekengewinnabgabe 
in Berlin (West) sind beim Gesamt- 
vermögen oder Inlandsvermögen 
die Aufbaugrundschulden im Sinne 
des Berliner Grundpfandrechtum- 
stellungsgesetzes abzuziehen. In den 
Fällen, in denen sich die Höhe der 
Hypothekengewinnabgabe nach 
§ 145 bestimmt, sind 20 vom Hun- 
dert des Betrags der Reichsmark- 
vefbindlichkeit abzuzichen. In den 
Fällen, in denen nach dem Berliner 
Grundpfandrechtumstellungsgesetz 
keine Aufbaugrundschuld entstan- 
den war, gleichwohl aber eine 
Hypothekengewinnabgabc entsteht, 
ist die Hypothekengewinnabgabe 
mit ihrem Nennbetrag abzuziehen.“ 

13. In § 215 erhält Satz 2 die folgende Fas- 
sung: 
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„Soweit bei der Einheitswertfeststel- 
lung gewerblicher Betriebe nach § 206 
Nr. 2 und § 213 Abs. 2 oder bei der 
Ermittlung des Gesamtvermögens oder 
des Inlandsvermögens nach § 208 Nr. 2 
und § 214 Nr. 3 Beträge als Kredit- 
gewinnabgabe und als Hypothekenge- 
winnabgabe abgezogen worden sind, 
sind sie für die Zwecke der Vermögens- 
abgabe dem Einheitswert oder dem 
Vermögen wieder hinzuzurechnen.“ 

14. In § 228 Abs. 1 erhalten die Eingangs- 
worte folgende Fassung: 

„(1) Ausgleichsleistungen nach dem 
Dritten Teil dieses Gesetzes werden 
gewährt auf Grund von“. 

15. In § 229 Abs. 1 Satz 2 werden hinter den 
Worten „im Verhältnis zu dem unmittel- 
bar Geschädigten“ die Worte eingefügt 
„oder im. Falle einer Nacherbfolge zu dem 
vor dem Schadensereignis verstorbenen Erb- 
lasser“, 

16. In § 230 Abs. 2 wird die Nr. 4 nach einem 
Komma wie folgt ergänzt: 

„vorausgesetzt, daß der nachträglich 
Zugezogene mit einer Person zusam- 
mengeführt wird, die schon am 31. De- 
zember 1950 im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ständigen Aufenthalt hatte oder unter 
Nr. 1 bis 3 fällt.“ 

17. In § 234 wird der bisherige Satz Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird neu angefügt: 

„(2) Befindet sich der Geschädigte in 
Kriegsgefangenschaft oder ist er außer- 
halb des Geltungs'bereichs des Grund- 
gesetzes oder von Berlin (West) inter- 
niert oder in einem Zwangsarbeitsver- 
hältnis festgehalten oder ist er ver- 
schollen, sind folgende Angehörige be- 
rechtigt, Hauptentschädigung und 
Hausratentschädigung für ihn zu be- 
antragen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden 
ist, jeder Abkömmling, 


3. wenn weder ein Ehegatte nodi Ab- 
kömmlinge vorhanden sind, jeder 
Elternteil. 

Der Antrag kann, wenn Vertreibungs- 
schäden oder Ostschäden geltend ge- 
macht werden, nur gestellt werden, 
wenn der Antragsteller die Vorausset- 
zungen des § 230 erfüllt.“ 

18. In § 236 Abs. 2 Satz 1 erhält der erste 
Halbsatz folgende Fassung: 

„(2) Antrag auf Feststellung soldier 
Schäden kann nur bis zum 31. März 
1954 gestellt werden;“ 

19. In § 239 Abs. 2 wird der letzte Halbsatz 
durch folgenden Satz ersetzt: 

„Bei Vertriebenen, die nicht ihren 
Lebensunterhalt ganz oder überwie- 
gend aus Leistungen der öffentlichen 
Fürsorge bestritten haben, wird ver- 
mutet, daß sie durch die Schädigung 
ihre berufliche oder sonstige Existenz- 
grundlage verloren haben.“ 

20. In § 244 Halbsatz 1 werden hinter den 
Worten „auf Hauptentschädigung ist“ nach 
einem Komma die Worte eingefügt „vor- 
behaltlich des § 258,“. 

21. § 249 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Klammerzitat 
„(§§ 246 bis 248)“ gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer 
Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Bei Aufteilung des Grund- 
betrags (§ 247) und bei Berechnung 
des Zuschlags zum Grundbetrag 
(§ 248) ist von dem nach Absatz 1 
Nr. 1 und 2 gekürzten Grundbetrag 
auszugehen.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 
und erhält nach einem Komma folgen- 
den Zusatz: 

„3. inwieweit bei Aufteilung des 
Grundbetrags (§ 247) und bei 
Berechnung des Zuschlags zum 
Grundbetrag (§ 248) auch Kür- 
zungen des Grundbetrags nadi 
Absatz 1 Nr. 3 oder 4 vorweg 
zu berücksichtigen sind.“ 
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22. Dem § 251 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Erfüllung des Anspruchs 
auf Hauptentschädigung kann nicht 
verlangen, wer die Zuerkennung dieses 
Anspruchs gemäß § 234 Abs. 2 für 
einen anderen beantragt hat.“ 

23. In § 253 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„von Vertriebenen oder Kriegssachgeschä- 
digten“ ersetzt durch die Worte „von Per- 
sonen, die Vertreibungsschäden oder 
Kriegssachschäden geltend machen kön- 
nen,“ 

24. In § 254 Abs. 2 treten an die Stelle der 
Worte „ihren zerstörten oder beschädigten 
Grundbesitz“ die Worte „ihren zerstörten, 
besdiädigten oder verlorenen Grund- 
besitz“. 

25. In § 259 Abs. 2 erhält Nr. 3 folgende 
Fassung: 

„3. im Eigentum von Geschädigten 
oder von Gemeinschaften von Ge- 
schädigten stehen.“ 

26. § 261 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Eingangsworten werden hinter 
den Worten „Ostschäden und“ nach 
einem Komma die Worte eingefügt 
„soweit sich aus den Vorschriften die- 
ses Abschnitts nichts anderes ergibt, 
von“ 

b) An Nr. 2 wird nach einem Semikolon 
folgender Halbsatz angefügt: 

„dabei sind auch fällige Ansprüche 
auf Leistungen in Geld oder Gel- 
deswert zu berücksichtigen, wenn 
und soweit ihre Verwirklidiung 
möglich ist.“ 

27. In § 262 erhält der zweite Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„dies gilt, vorbehaltlich des § 290, 
nicht für Betrage, die für einen In der 
Vergangenheit liegenden Zeitraum 
rechtskräftig bewilligt worden sind.“ 

28. An § 263 wird folgender neuer Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Liegen die Voraussetzungen so- 
wohl für die Unterhaltshilfe als auch 


für die Entschädigungsrente vor, so 
kann der Berechtigte wählen, in wel- 
cher Form er Kriegsschadenrente be- 
ziehen will. Beantragt der Berechtigte 
Entsdiädlgungsrente neben Unterhalts- 
hilfe oder ausschließlich Entschädi- 
gungsrente, so kann er entweder nur 
Vermögensschäden oder nur den Ver- 
lust der beruflichen oder sonstigen 
Existenzgrundlage geltend machen.“ 

29. In § 265 Abs. 4 Satz 1 erhält der zweite 

Halbsatz folgende Fassung: 

„die Jahresfrist beginnt bei Personen, 
die nach § 230 Abs. 2 antragsberech- 
tigt sind und nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ständigen Aufenthalt 
Im Geltungsbereidi des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) genommen 
haben, mit dem Ersten des Monats, 
der auf die Aufenthaltnahme im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) folgt. In allen übrigen 
Fällen mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes.“ 

30. § 266 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas- 
sung: 

„Ermittlung des Schadens und des 
Grundbetrags“ 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„vorbehaltlich des § 284 Abs. 2“ ge- 
strichen. 

c) An die Stelle der Absätze 2 bis 4 treten 
folgende neue Absätze 2 und 3: 

„(2) Bel Vermögensschäden wird 
für die Beredinung der Kriegs- 
schadenrente von dem Grundbetrag 
ausgegangen, der sich bei entspre- 
chender Anwendung der §5 246 bis 
249 ergibt. Für Zwecke der Ent- 
schädigungsrente ist auf Grund von 
Sparerschäden ein Schadensbetrag 
nicht anzusetzen. Die Grundbeträge 
nicht dauernd getrennt lebender 
Ehegatten werden zusammenge- 
rechnet, auch wenn einer der Ehe- 
gatten nach der Schädigung gestor- 
ben Ist; der überlebende Ehegatte 
kann für Zwecke der Kriegsschaden- 
rente insoweit audi die Feststellung 
des Schadens des verstorbenen 
Ehegatten beantragen. 
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(3) Schäden durch Verlust der 
beruflichen oder sonstigen Existenz- 
grundlage werden für Zwecke der 
Unterhaltshilfe nur dem Grunde 
nach, für Zwecke der Entschädi- 
gungsrente auch der Höhe nach 
festgestellt; bei der Ermittlung der 
Höhe des Schadens werden die 
Einkünfte nicht dauernd getrennt 
lebender Ehegatten zusammen- 
gerechnet, audi wenn einer der 
Ehegatten nach der Schädigung ge- 
storben ist.“ 

31. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Nr. 3 folgende 
Fassung: 

„3. Einkünfte aus selbständiger oder 
nichtselbständiger Erwerbstätig- 
keit werden bis zur Höhe der 
Sätze der Unterhaltshilfe zur 
Hälfte, mit dem Mehrbetrag zu 
75 vom Hundert angesetzt. Dies 
gilt nicht bei Einkünften bis zu 
40 Deutsche Mark monatlich; in 
diesen Fällen wird ein Freibetrag 
von 20 Deutsche Mark monatlich 
gewährt.“ 

b) In Absatz 2 Nr. 4 v/erden hinter den 
Worten „frühere selbständige Berufs- 
tätigkeit“ die Worte eingefügt „oder 
als zusätzliche Versorgungsleistung 
einer berufsständischen Organisation“. 

c) In Absatz 2 erhalt Nr. 5 folgende 
Fassung: 

„5. Für Rentenleistungen, die Voll- 
waisen (§ 265 Abs. 3) oder 
Kinder (Absatz 1) beziehen, 
oder die der Berechtigte als 
Zulage für Kinder erhält, wird 
je Vollwaise oder Kind ein 
Freibetrag in Höhe dieser Ren- 
tenleistungen oder Zulagen, 
höchstens jedoch in Hohe von 
20 Deutsdie Mark monatlich 
gewährt; der Freibetrag ent- 
fällt, soweit für die Vollwaise 
oder das Kind ein Freibetrag 
nach Nr. 2 gewährt wird.“ 

d) In Absatz 2 wird als Nr. 6 folgende 
Vorschrift eingefügt: 

„6. Renten aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (Invaliden- 


versicherung) und der Renten- 
versicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherung) sind 
mit den um folgende Freibe- 
träge gekürzten Beträgen als 
Einkünfte anzusetzen: 
bei Bezug von Invalidenrenten, 
Ruhegeldern, Knappschafts- 
renten, Knappschaftsvollrenten 
5 DM monatlich, 

bei Bezug von Witwenrenten, 
Witwerrenten, Witwenvollren- 
ten 4 DM monatlich, 

bei Bezug von Waisenrenten 

2 DM monatlich.“ 

e) In Absatz 3 werden die Worte „des 
Einkommenshöchstbetrags“ ersetzt 
durch die Worte „der Einkünfte“. 

32. In § 268 Abs. 2 werden an Satz 1 fol- 
gende Worte angefügt „und wie das Ver- 
mögen zu bewerten ist.“ 

33. § 270 wird v/ie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„bei Berechnung des Einkommens- 
höchstbetrags“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „des 
Berechtigten“ gestrichen; ferner wer- 
den die Worte „nach § 267 Abs. 2 
Nr. 2 Satz 2, Nr. 3 und 4“ ersetzt 
durdi die Worte „nach § 267 Abs. 2 
Nr. 2 Satz 2, Nr. 3, 4 und 6“. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „dem 
Berechtigten“ gestrichen. 

34. In § 272 Abs. 1 werden an Satz 2 folgende 
Worte angefügt: 

„und sich dieser Verlust noch aus- 
wirkt.“ 

35. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird im ersten 
Halbsatz das Klammerzitat „(§ 266 
Abs. 3)“ geändert in „(§ 266 Abs. 2)“; 
der zweite Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„anzurechnen sind für die Zeit bis- 
zum 31. März 1952 Leistungen an 
Unterhaltshilfe und an Unterhalts- 
zuschuß nach dem Soforthilfegesetz 
mit den sich aus § 38 des Sofort- 
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hilfegesetzes ergebenden Beträgen, 
für die Zeit vom 1. April 1952 ab 
die tatsächlichen Zahlungen an 
Unterhaltshilfe nach diesem Ge- 
setz und an Unterhaltshilfe nach 
dem Soforthilfegesetz einschließ- 
lich der Teuerungszuschläge nach 
dem Soforthilfeanpassungsgesetz 
je in Höhe des halben Betrages, 
Zahlungen an Unterhaltszuschuß 
jedoch mit dem vollen Betrag." 

b) Hinter Absatz 3 wird folgender Ab- 
satz 4 angefügt: 

„(4) Personen, die auf Grund 
der nach § 357 Abs. 2 erlassenen 
Vorschriften Unterhaltshilfe nach 
Soforthilferecht bis zum 30. Juni 
1953 erhalten haben, aber die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung 
von Kriegsschadenrente nach die- 
sem Gesetz nicht erfüllen, wird 
Unterhaltshilfe über den 30, Juni 
1953 hinaus weitergewährt, wenn 
die Bewilligung wegen Verlustes 
von Hausrat erfolgt und der 
Höchstbetrag der Leistungen nach 
S 33 des Soforthilfegesetzes am 
30. Juni 1953 nicht erreicht war. 
Die Unterhaltshilfe wird, ab 
1. Juli 1953 unter voller Anrech- 
nung des Auszahlungsbetrags ein- 
schließlich der Teuerungszuschläge, 
solange v/eitergewährt, bis der am 
30. Juni 1953 noch nicht ver- 
brauchte Teil des Höchstbetrags 
nach S 33 des Soforthilfegesetzes 
durch die Summe der ab 1. Juli 
1953 anzurechnenden Zahlungen 
erreicht wird.“ 

36. In S 276 Abs. 4 erhalten die Eingangs- 
worte folgende Fassung: 

„(4) Durch Rechtsverordnung wird 
Näheres zur Durchführung der Ab- 
sätze 1 bis 3 bestimmt, insbeson- 
dere . . 

37. § 278 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird einziger Absatz; Satz 2 
erhält folgende Fassung: 

„Stirbt der Berechtigte vor dem 
Inkrafttreten des vorbehaltencn 
Gesetzes, ohne daß seine Ehefrau 
oder seine alleinstehende Tochter 


nach S 272 Abs. 2 oder nach § 273 
Abs. 2 an seine Stelle tritt, so wer- 
den die geleisteten Zahlungen an 
Unterhaltshilfe und an Unterhalts- 
zuschuß nach diesem Gesetz und 
nach dem Soforthilfegesetz ein- 
schließlich der Teuerungszuschläge 
nach dem Soforthilfeanpassungs- 
gesetz mit dem sich aus § 273 
Abs. 2 Satz 1 ergebenden Betrage 
auf den Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung angerechnet.“ 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

38. § 279 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 treten an die Stelle der 
Worte „um 20 Deutsche Mark monat- 
lich“ die Worte „um 27,50 Deutsche 
Mark monatlich.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „des 
Einkommenshöchstbetrags“ ersetzt 
durch die Worte „der Einkünfte“. 

39. S 280 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Klammer- 
zitat „(S 266 Abs. 3)“ geändert in 
„(S 266 Abs. 2)“. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „nach 
§ 267 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2, Nr. 3 und 
4“ ersetzt durch die Worte „nach 
§ 267 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2, Nr. 3, 4 
und 6“. 

40. In S 284 wird Absatz 2 gestrichen; der 

bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

41. S 285 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte 
„sofern die Entschädigungsrente we- 
gen Vermögensschäden gewährt wird“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird das Klammerzitat 
„(S 266 Abs. 3)“ geändert in „(J 266 
Abs. 2)“. 

42. In S 287 Abs. 1 Satz 1 werden im zweiten 

Haibsatz die Worte „dem 31. Dezember 

1952“ ersetzt durch die Worte „dem 

1. Mai 1953“. 

43. S 290 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 


8 



„Die Überzahlung kann auch als 
Vorauszahlung auf die laufenden 
Zahlungen behandelt werden, es 
sei denn, daß der Berechtigte nach- 
weist, daß er den zuviel erhaltenen 
Betrag in gutem Glauben ange- 
nommen und verbraucht hat.“ 

b) In Absatz 3 werden hinter den Wor- 
ten „Verbände und Einrichtungen“ 
die Worte eingefügt „sowie die Ver- 
sorgungsdienststellen und Versor- 
gungskassen der öffentlichen Hand“. 

44. § 291 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Personen, die Vertreibungs- 
schäden oder Kriegssachschäden 
geltend machen können, kann, 
wenn sie die Voraussetzungen für 
die Gewährung sowohl von Kriegs- 
schadenrente als auch von Aufbau- 
darlehen nach § 254 Abs. 1 erfül- 
len, nach ihrer Wahl entweder 
Kriegsschadenrente oder ein Auf- 
baudarlehen nach § 254 Abs. 1 ge- 
währt werden. Sind auf ein solches 
Aufbaudarlehen bereits Leistungen 
bewirkt worden, so kann Kriegs- 
schadenrente nur gewährt werden, 
wenn diese Leistungen zurück- 
erstattet sind oder wenn glaub- 
haft gemacht ist, daß der Beredi- 
tigte Hauptentschädigung zu er- 
halten hat, deren Grundbetrag die 
nicht zurückerstatteten Darlehens- 
beträge mindestens um 5000 DM 
übersteigt. Dies gilt auch für 
Leistungen, die dem Berechtigten 
zum Existenzaufbau nach § 44 des 
Soforthilfegesetzes oder nach den 
Vorschriften des Flüchtlingssied- 
lungsgesetzes gewährt worden sind.“ 

h) In Absatz 2 werden hinter „Aufbau- 
darlehen“ die Worte eingefügt „nach 
§ 254 Abs. 1“. 

45. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 4 wird folgender neuer 
Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Die Absätze 3 und 4 finden 
entsprechend auf Leistungen An- 
wendung, die der Landesfürsorge- 
verband im Rahmen der Tuber- 
kulosenhilfe gewährt; dies gilt je- 


dodi nur insoweit, als das Ein- 
kommen des Kranken und seines 
von ihm nicht getrennt lebenden 
Ehegatten zu den hierfür entste- 
henden Aufwendungen herange- 
zogen werden darf.“ 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

46. In § 293 Abs. 2 wird hinter Satz 2 folgen- 
der Satz 3 eingefügt: 

„Ist ein Ehegatte nach der Schädigung 
verstorben, so wdrd die Hausratent- 
schädigung in voller Höhe dem über- 
lebenden Ehegatten gewährt.“ 

47. An § 295 Abs. 3 wird (außerhalb der 
Nr. 3) folgender Satz angefügt: 

„Die Zuschläge werden für eine Per- 
son nur einmal gewährt; sie werden 
nicht für den Ehegatten gewährt, der 
selbst Anspruch auf Hausratentsdiädl- 
gung hat.“ 

48. In § 296 Abs. 2 werden die Worte „sowie 
entsprechende Leistungen aus sonstigen 
öffentlichen Mitteln, wenn diese letzteren 
Leistungen den Betrag von 200 Deutsche 
Mark übersteigen“ gestrichen. 

49. In § 300 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „bezeidineten Art erlitten haben“ 
die Worte eingefügt „und Gemeinschaf- 
ten von solchen Geschädigten“. 

50. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Voraussetzung für die Ge- 
währung von Leistungen aus dem 
Härtefonds ist, daß die Geschädig- 
ten ihren ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes, 
in Berlin (West) oder in den Zoll- 
anschlußgebieten haben.“ 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 
„oder zur Berufsausbildung“ gestri- 
chen. 

c) Hinter Absatz 4 wird folgender Ab- 
satz 5 angefügt: 

„(5) Personen, die zu dem in der 
Rechtsverordnung (Absatz 4) be- 
stimmten Personenkreis gehören, 
können bei Anwendung des § 259 
Abs. 1 als Arbeitnehmer berück- 
sichtigt werden.“ 
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51. In § 302 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Zur weiteren wirtsdiaftlichen und 
sozialen Förderung im Wege der Be- 
rufsausbildung Jugendlicher, der Um- 
schulung für einen geeigneten Beruf, 
der Errichtung von Heimen und Aus- 
bildungsstätten für heimat- und be- 
rufslose Jugendliche sowie des Auf- 
baues von Einrichtungen der Wohl- 
fahrtspflege können zugunsten von 
Geschädigten (§ 229) sowie von Per- 
sonen, die Leistungen nach § 301 er- 
halten können, Mittel in der durch 
dieses Gesetz begrenzten Höhe bereit- 
gestellt werden.“ 

52. In § 314 Abs. 1 erhalten die Sätze 3 und 4 
folgende Fassung: 

„Fünf Vertreter werden vom Bundes- 
minister für Vertriebene auf Vorschlag 
der von ihm anerkannten Vertriebe- 
nenverbände, fünf weitere Vertreter 
werden vom Bundesminister des In- 
nern auf Vorschlag der von diesem 
anerkannten Kriegssachgeschädigten- 
verbände ernannt. Die Bundesregie- 
rung ernennt zehn Sachverständige.“ 

53. An § 323 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Darüber hinaus können zugunsten 
von Personen, die Leistungen aus dem 
Härtefonds erhalten können, im 
Rechnungsjahr 1953 weitere Mittel bis 
zu 100 Millionen Deutsche Mark für 
Leistungen nach den §§ 301, 302 be- 
reitgestellt werden.“ 

54. In § 332 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Entscheidungen sind dem 
Antragsteller zuzustellen und dem 
Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds bekanntzugeben. Für das 
Zustellungsverfahren gelten die Vor- 
schriften des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 379).“ 

53. § 345 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den 
Worten „der Interessen des Aus- 
gleichsfonds“ die Worte eingefügt 
„binnen eines Monats nach Zustel- 
lung“. 


b) An Absatz 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Sind nach allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften die Voraus- 
setzungen für eine verwaltungs- 
gerichtliche Klage gegeben, so gilt 
§ 339 entsprechend.“ 

56. An § 347 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind nach allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften die Voraussetzungen für 
eine verwaltungsgerichtliche Klage 
gegeben, so gilt § 339 entsprechend.“ 

57. In § 348 Abs. 3 Nr. 2 wird Buchstabe b 
Budistabe c; als neuer Buchstabe b wird 
eingefügt: 

„b) die Zuteilung von Mitteln an Ge- 
meinschaften von Geschädigten,“ 

58. In § 353 Nr. 3 erhält der letzte Satz 
folgende Fassung: 

„Vermag der Beschwerdeausschuß der 
Rechtsbeschwerde nicht abzuhelfen, so 
entscheidet das Bundesverwaltungs- 
gericht die Streitsache; eine Gebühr 
für diese Entscheidung wird nicht er- 
hoben.“ 

59. In § 358 Nr. 1 Satz 2 wird das Zitat 

„§ 249 Abs. 3 Nr. 1“ geändert in 
„§ 249 Abs. 4 Nr. 1“. 

Artikel 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) in der Fassung 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 534) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden im zweiten 
Halbsatz nach den Worten „im Ver- 
hältnis zu dem unmittelbar Geschädig- 
ten“ die Worte eingefügt „oder im 
Falle einer Nacherbfolge zu dem vor 
dem Schadensereignis verstorbenen Erb- 
lasser“. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird Buchstabe d 
nach einem Komma wie folgt ergänzt; 

„vorausgesetzt, daß der nachträglich 
Zugezogene mit einer Person zu- 
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sammengeführt wird, die schon am 
31. Dezember 1950 Im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) ständigen Aufenthalt 
hatte oder unter Buchstabe a bis c 
fällt.« 

c) Hinter Absatz 1 wird folgender Ab- 
satz 2 neu ein gefügt: 

„(2) Befindet sich der Antrag- 
steller In Kriegsgefangenschaft oder 
ist er außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes oder von Berlin 
(West) Interniert oder in einem 
Zwangsarbcltsverhältnis festgehal- 
ten oder Ist er verschollen, sind 
folgende Angehörige berechtigt, die 
Feststellung des Vertreibungsscha- 
dens für ihn zu beantragen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhan- 
den ist, jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch 
Abkömmlinge vorhanden sind, 
jeder Elternteil. 

Der Antrag kann nur gestellt wer- 
den, wenn der Angehörige die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 
erfüllt.« 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. ln § 10 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften des § 9 Abs. 2 
und 3 gelten sinngemäß.« 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 3 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Ist ein Ehegatte nach der Schädi- 
gung, aber vor dem 1. April 1952 
gestorben, so gilt der überlebende 
Ehegatte allein als unmittelbar Ge- 
schädigter.« 

b) Hinter Absatz 6 wird folgender neuer 
Absatz 7 eingefügt! 

„(7) Ist der Hausratverlust einem 
verwitweten Ehegatten entstanden, 
der Im Zeitpunkt der Schädigung 
im Besitz des Hausrats war, und 
hatte bis zu diesem Zeitpunkt eine 


Erbauseinandersetzung noch nicht 
stattgefunden, so gilt der verwit- 
wete Ehegatte allein als unmittel- 
bar geschädigt.« 

c) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

4. In § 43 Nr. 1 wird das Zitat „§ 16 Abs. 7« 
geändert in „§ 16 Abs. 8«. 


Artikel 3 

Änderung des GrundbetragserhÖhimgs- 
gesetzes 

In § 4 Satz 1 des Grundbetragserhöhungs- 
gesetzes vom 17. April 1953 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 125) werden hinter dem Zitat „(Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 354)« an Stelle des Kommas 
das Wort „und« eingefügt und die Worte 
„und den Unterhaltshilfcn nadi dem Lasten- 
ausgleichsgesetz vom 14. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 446)« gestrichen. 


Artikel 4 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
Icltungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung mit Wirkung vom Inkraft- 
treten des Lastenausglcichsgesetzes (§ 375) in 
Kraft; ausgenommen sind jedoch die folgen- 
den Vorschriften, die in Kraft treten: 

1 . in Artikel 1: 

a) die Nr. 1 (§ 4 Nr. 10) und 
die Nr. 3 (§ 8 Abs. 1 Nr. 18) 

mit Wirkung vom 5. Juni 1953 (In- 
krafttreten des Bundesvertriebenen- 
gesetzes), 

b) die Nr. 31 Buchst, d (§ 267 Abs. 2 
^ Nr. 6) 
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mit Wirkung vom 1. Dezember 1952 
(Inkrafttreten des Grundbetrags- 
erhöhungsgesetzes), 

c) die Nr. 45 (§ 292) mit Wirkung vom 
1. Juli 1953, 

d) die Nr. 52 (§ 314 Abs. 1) 

mit Wirkung vom 1. Oktober 1953, 

e) die Nr. 54 (§ 332) 

mit Wirkung vom Tage nach der 
Verkündung dieses Gesetzes; 


2. Artikel 3 mit Wirkung vom 1. Dezem- 
ber 1952. 

(2) Soweit bis zur Verkündung dieses Ge- 
setzes, bei laufenden Zahlungen für die Zeit 
bis zum Ende des Monats, in dem dieses Ge- 
setz verkündet wird, auf Grund der bisher 
geltenden Vorschriften Leistungen oder 
höhere Leistungen, als sie nach diesem Ge- 
setz zu gewähren sein würden, gewährt wor- 
den sind, findet eine Rückforderung zuviel 
bezahlter Beträge nidit statt. 
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